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(Nr. 1640.) Geſetz, betreffend Abänderung des §. 137 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. Vom 
17. März 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Der F. 137 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 27. Januar 1877 wird 
durch die nachſtehende Vorſchrift erſetzt: 


$. 137. 


Will in einer Rechtsfrage ein Civilſenat von der Entſcheidung eines 
anderen Civilſenats oder der vereinigten Civilſenate, oder ein Strafſenat 
von der Entſcheidung eines anderen Strafſenats oder der vereinigten 
Strafſenate abweichen, ſo iſt über die ſtreitige Rechtsfrage im erſteren 
Falle eine Entſcheidung der vereinigten Civilſenate, im letzteren Falle 
eine ſolche der vereinigten Strafſenate einzuholen. 

Einer Entſcheidung der Rechtsfrage durch das Plenum bedarf es, 
wenn ein Civilfenat von der Entſcheidung eines Strafſenats oder der 
vereinigten Strafſenate, oder ein Strafſenat von der Entſcheidung eines 
Civilſenats oder der vereinigten Civilſenate, oder ein Senat von der 
früher eingeholten Entſcheidung des Plenums abweichen will. 

Die Entſcheidung der Rechtsfrage durch die vereinigten Senate 
oder das Plenum iſt in der zu entſcheidenden Sache bindend. Sie 
erfolgt in allen Fällen ohne vorgängige mündliche Verhandlung. 

Vor der Entſcheidung der vereinigten Strafſenate oder derjenigen 
des Plenums, ſowie in Ehe- und Entmündigungsſachen iſt der Ober⸗ 
Reichsanwalt mit ſeinen ſchriftlichen Anträgen zu hören. 

Soweit die Entſcheidung der Sache eine vorgängige mündliche 
Verhandlung erfordert, erfolgt dieſelbe durch den erkennenden Senat 
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Ausgegeben zu Berlin den 23. März 1886. 


CN le 


auf Grund einer erneuten mündlichen Verhandlung, zu welcher die 
Prozeßbetheiligten von Amtswegen unter Mittheilung der ergangenen 
Entſcheidung der Rechtsfrage zu laden ſind. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 17. März 1886. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck. 
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